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  Geflüchtete aus der Ukraine – weitere Informationen und Hinweise 

 

Anlagen: 

- ergänzendes Länderschreiben BMI v. 18. März 2024 

 

DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THEMEN: 

- Geplante Verlängerung der Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung  
 

- Wechsel in die Erwerbsmigration – ergänzendes Länderschreiben BMI und Hin-
weise 
 

- Neuausstellung eAT nach Verlängerung durch Ukraine-Aufenthaltserlaubnis-Fort-
geltungsverordnung 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 

mit diesem Schreiben übersenden wir Ihnen weitere Informationen und Hinweise betref-

fend Geflüchtete aus der Ukraine um deren Kenntnisnahme und Beachtung wir bitten. 

 

1. Geplante Verlängerung der Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung 

 

Das BMI hat sich nun doch dazu entschlossen, die Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverord-

nung über den 2. Juni 2024 hinaus zu verlängern. Erfasst sollen hiervon dann rückwirkend 

auch Ersteinreisen nach dem 4. März 2024 sein. Für die Interimsphase bis zum Inkrafttre-

ten der Verlängerung verweisen wir auf die Informationen und Hinweise des Nachtrags 

zum 14. Hinweisschreiben vom 14. März 2024. 

 

2. Wechsel in die Erwerbsmigration – ergänzende Hinweise 

 

Mit Hinweisschreiben vom 13. März 2024 haben wir Ihnen das Länderschreiben des Bun-

desministeriums des Innern für Heimat (BMI) vom 5. März 2024 übersandt. Bezugneh-

mend auf dieses Schreiben erbittet das BMI nun mit beiliegendem Schreiben vom 18. 

März 2024 ergänzend, dass Geflüchtete aus der Ukraine insbesondere über die mit dem 

durch das Gesetz zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung seit 1. März 2024 

https://www.gesetze-im-internet.de/ukraineaufenth_v/BJNR606700022.html
https://www.gesetze-im-internet.de/ukraineaufenth_v/BJNR606700022.html
https://www.justiz-bw.de/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E1692866696/jum1/JuM/Justizministerium%20NEU/Migration_Erlasse/Erlasse%20und%20Anwendungshinweise/JuM%2014.03.2024%20Nachtrag%2014.%20Hinweisschreiben.pdf
https://www.justiz-bw.de/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E1692866696/jum1/JuM/Justizministerium%20NEU/Migration_Erlasse/Erlasse%20und%20Anwendungshinweise/JuM%2014.03.2024%20Nachtrag%2014.%20Hinweisschreiben.pdf
https://www.justiz-bw.de/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E666306513/jum1/JuM/Justizministerium%20NEU/Migration_Erlasse/Erlasse%20und%20Anwendungshinweise/JuM%2013.03..2024%2014.%20Hinweisschreiben.pdf
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neu geschaffene Möglichkeit eines Wechsels in einen Aufenthaltstitel nach § 19c Abs. 2 

Aufenthaltsgesetz (AufenthG) i.V.m. § 6 BeschV oder § 16d Abs. 3 AufenthG informiert 

werden sollen. Die näheren Informationen entnehmen Sie bitte dem beiliegenden Länder-

schreiben.  

 

Unser Schreiben vom 13. März 2024 aufgreifend möchten wir ergänzend auf Folgendes 

hinweisen: Das BMI führt in seinem Länderschreiben vom 5. März 2024 aus, dass auf 

Grund europarechtlicher Vorgaben ein direkter Wechsel von § 24 AufenthG in eine Blaue 

Karte EU ausgeschlossen ist. Aus einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18b AufenthG be-

steht dann aber die Möglichkeit, in eine Blaue Karte EU zu wechseln. Für Inhaber einer 

Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG folgt daraus, dass beim Vorliegen der Voraus-

setzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18b AufenthG gleichwohl die 

Möglichkeit besteht, aus dem Aufenthalt nach § 24 AufenthG nach einer „logischen Se-

kunde“ sofort in die Blaue Karte EU zu wechseln.  

 

3. Neuausstellung elektronischer Aufenthaltstitel trotz Geltung der Ukraine-Aufent-

haltserlaubnis-Fortgeltungsverordnung 

 

Mit Hinweisschreiben vom 9. Februar 2024 haben wir Sie zum Thema Neuausstellung von 

elektronischen Aufenthaltstiteln und Geltung der Ukraine-Aufenthaltserlaubnis-Fortgel-

tungsverordnung (Fortgeltungsverordnung) informiert. Unter anderem haben wir dort 

darauf hingewiesen, dass, wenn im Einzelfall in konkret begründeten Ausnahmefällen 

ein Interesse an der Sachentscheidung bzw. eine unbillige Härte bestehen sollte, es den 

unteren Ausländerbehörden unbenommen bleibt, einen gesonderten Verwaltungsakt zur 

Verlängerung zu erlassen und eine Neubestellung eines elektronischen Aufenthaltstitels 

(eAT) zu veranlassen.  

 

Aus gegebenem Anlass möchten wir diesen Hinweis dahingehend konkretisieren, dass im 

Anwendungsbereich der Fortgeltungsverordnung der Verlust der eID-Funktion für sich 

genommen grundsätzlich kein Interesse an der Sachentscheidung im Sinne des Hin-

weisschreibens vom 9. Februar 2024 begründet. Die Aufenthaltserlaubnis besteht – wie im 

Schreiben ausgeführt – unabhängig der Verkörperung und der damit verbundenen Funk-

tionen fort. Eine mangelnde Nutzbarkeit der eID-Funktion ist daher grundsätzlich zumut-

bar. 

 

https://www.justiz-bw.de/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E381186981/jum1/JuM/Justizministerium%20NEU/Migration_Erlasse/Erlasse%20und%20Anwendungshinweise/JUM%2009.02.2024%20Ukraine%20Hinweise%20zu%20massenhaften%20Verl%C3%A4ngerungsantr%C3%A4gen.pdf
https://www.justiz-bw.de/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E381186981/jum1/JuM/Justizministerium%20NEU/Migration_Erlasse/Erlasse%20und%20Anwendungshinweise/JUM%2009.02.2024%20Ukraine%20Hinweise%20zu%20massenhaften%20Verl%C3%A4ngerungsantr%C3%A4gen.pdf
https://www.justiz-bw.de/site/pbs-bw-rebrush-jum/get/documents_E381186981/jum1/JuM/Justizministerium%20NEU/Migration_Erlasse/Erlasse%20und%20Anwendungshinweise/JUM%2009.02.2024%20Ukraine%20Hinweise%20zu%20massenhaften%20Verl%C3%A4ngerungsantr%C3%A4gen.pdf
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Weiter möchten wir darauf hinweisen, dass im Anwendungsbereich der Verlängerungsver-

ordnung auch der Verlust des (ohnehin abgelaufenen) eAT für sich genommen grund-

sätzlich kein Interesse an einer Sachentscheidung im vorgenannten Sinne begründet. 

Hiervon unabhängig ist ein geltend gemachter Verlust gegenüber der Ausländerbehörde 

durch entsprechende Verlustanzeige bei einer Polizeidienststelle glaubhaft zu machen.  

 

In allen Fällen besteht für die beteiligten Behörden die Möglichkeit, im Einzelfall das Beste-

hen einer Aufenthaltserlaubnis über die entsprechende Eintragung im Ausländerzentralre-

gister nachzuprüfen beziehungsweise durch die zuständige Ausländerbehörde nachprüfen 

zu lassen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Dr. Lehr                                                                                                                               

Ministerialdirigent 

 

 

HINWEIS 

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz und für Migra-

tion unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshinweise“ veröffentlicht. 

 

 

 

 

https://www.justiz-bw.de/,Lde/Startseite/Auslaender+und+Fluechtlingspolitik/Erlasse+und+Anwendungshinweise

